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12. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (17. Ausschuß) 

zu dem Entschließungsantrag der Abgeordneten Monika Ganseforth, 
Dr. Liesel Hartenstein, Dr. Klaus Kübler, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/4527 — 

zur Großen Anfrage der Abgeordneten Monika Ganseforth, 
Dr. Liesel Hartenstein, Dr. Klaus Kübler, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
— Drucksache 12/2669 — 

Umsetzung der Empfehlung der Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der 
Erdatmosphäre" durch die Bundesregierung 

A. Problem 
Mit dem Entschließungsantrag soll die Bundesregeirung u. a. 
aufgefordert werden darzulegen, welche Emissionsminderungs-
ziele sie bezogen auf das jahr 1987 bei den klimarelevanten 
Spurengasen (CO 2  und andere) in verschiedenen Drei-Jahres-
Abständen für erreichbar hält. Weiter soll die Bundesregierung 
aufgefordert werden, die Voraussetzungen für eine ökologische 
Steuerreform zu schaffen. 

B. Lösung 
Ablehnung des Entschließungsantrags 

Der Ausschuß ist mehrheitlich der Auffassung, die Bundesregie-
rung habe deutlich gemacht, welche Maßnahmen sie in diesem 
Bereich prüfen und dann auch vorschlagen wolle. Insofern erüb-
rige sich eine zusätzliche Aufforderung des Deutschen Bundes-
tages an die Bundesregierung. 

Mehrheitsentscheidung 
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C. Alternativen 

Annahme des Entschließungsantrags der Fraktion der SPD 

D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 12/4527 abzulehnen. 

Bonn, den 12. Mai 1993 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Dr. Wolfgang von Geldern 

Vorsitzender 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) 

Berichterstatter 

Monika Ganseforth 

Berichterstatterin 

Gerhart Rudolf Baum 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach), 
Monika Ganseforth und Gerhart Rudolf Baum 

1. Der Entschließungsantrag wurde in der 147. Sit-
zung des Deutschen Bundestages am 12. März 
1993 zur federführenden Beratung an  den Aus-
schuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit sowie zur Mitberatung an den Ausschuß für 
Wirtschaft, den Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten, den Ausschuß für Verkehr, den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städ-
tebau sowie den Ausschuß für Forschung, Techno-
logie und Technikfolgenabschätzung überwiesen. 
Nachträglich wurde dieser Antrag in der 152. Sit-
zung des Deutschen Bundestages am 22. April 1993 
auch dem Finanzausschuß zur Mitberatung über-
wiesen. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben jeweils 
mehrheitlich die Ablehnung des Entschließungs-
antrags empfohlen. 

2. Mit dem Entschließungsantrag soll die Bundes-
regierung u. a. aufgefordert werden dazulegen, 
welche Minderungsziele sie in Drei-Jahres-
Abständen (bis 1996, 1999, 2002 und 2005) bei der 
Emission klimarelevanter Spurengase (Kohlen-
dioxid (CO2), Methan (CH4), Stickoxide (NOX), 
Kohlenmonoxid (CO) -und flüchtige organische 
Verbindungen ohne Methan (MNVOC)) für 
erreichbar hält und wie sie diese Ziele in den 

Bereichen Energieversorgung, Verkehr, Gebäude-
bereich, Land- und Forstwirtschaft und Abfallwirt-
schaft erreichen will . Weiter soll die Bundesregie-
rung aufgefordert werden, die Voraussetzungen 
für eine ökologische Steuerreform zu schaffen, um 
die Rahmenbedingungen für einen wirksamen Kli-
maschutz zu setzen. 

3. Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit hat sich mit dem Entschließungs-
antrag in seiner 54. Sitzung am 12. Mai 1993 
befaßt. 

Die Antragsteller betonten, dieser Entschließungs-
antrag enthalte unter Vermeidung strittiger Punkte 
pauschal das, worüber man  sich einig sein müsse, 
so daß auch die Ausschußmehrheit diesem Antrag 
zustimmen könne. 

Die Vertreter der Koalitionsfraktionen stellten 
demgegenüber fest, die Bundesregierung habe 
deutlich gemacht, sie wolle weitere Maßnahmen in 
diesem Bereich prüfen und dann auch vorschlagen. 
Insofern bedürfe es keiner weiteren Beschlußfas-
sung durch den Deutschen Bundestag. 

Der Ausschuß lehnt mehrheitlich den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD ab. 

Bonn, den 8. Juni 1993 

Dr. Klaus W. Lippold (Offenbach) 

Berichterstatter 

Monika Ganseforth 

Berichterstatte rin 

Gerhart Rudolf Baum 

Berichterstatter 


